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Entschließungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
„Ohne Deutsch keine Chancengerechtigkeit – Bildungsqualität statt Ausweitung von 
Mehrsprachigkeit“ 
 
zum Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Mehr-
sprachigkeit an Schulen stärken – eine Chance für die Gesellschaft und die persönliche 
Entwicklung“ 
 
 
I.  Ausgangslage 
 
Nordrhein-Westfalen ist ein vielfältiges Land mit einem hohen Anteil an Schülerinnen und 
Schülern mit internationaler Familiengeschichte. Der Antrag von CDU und GRÜNEN verweist 
auf die potenziellen Vorteile der Mehrsprachigkeit – unter anderem eine Stärkung des meta-
sprachlichen Bewusstseins, kognitive Flexibilität, Problemlösefähigkeiten sowie das Selbst-
wertgefühl. Eine wertschätzende Haltung gegenüber der Mehrsprachigkeit begrüßt auch die 
FDP-Landtagsfraktion NRW. 
 
Gleichzeitig muss klar herausgestellt werden: Das nordrhein-westfälische Bildungssystem ist 
derzeit erheblichen Belastungen ausgesetzt. Lehrkräftemangel, Unterrichtsausfall sowie rück-
läufige Basiskompetenzen der Schülerinnen und Schüler in Lesen, Schreiben und Rechnen 
stellen zentrale Probleme dar. Der Antrag von CDU und GRÜNEN fordert, „Regelungen anzu-
passen, sodass fachliche Kompetenzen auch dann angemessen erfasst werden können, wenn 
ein Kind aufgrund noch unzureichender Deutschkenntnisse seine Kompetenzen nicht vollstän-
dig darstellen kann.” Die FDP-Fraktion widerspricht dieser Forderung vehement. Denn sie 
lenkt von den eigentlichen Kernaufgaben der schulischen Förderung ab und droht, das Bil-
dungssystem noch stärker zu überlasten. 
 
Im Mittelpunkt der schulischen Förderung muss die deutsche Sprache stehen – als Schlüssel 
für Chancengerechtigkeit, berufliche Perspektiven und gesellschaftliche Teilhabe. Wer Prüfun-
gen oder Leistungsnachweise in Herkunftssprachen anbietet, weil er es nicht schafft, den Kin-
dern ausreichende Deutschkenntnisse zu vermitteln, kapituliert integrations- und bildungspo-
litisch. Bildungspolitisches Ziel muss es sein, dass jedes Kind seine Fähigkeiten in deutscher 
Sprache entfalten und zeigen kann. Nur so kann echte Teilhabe gelingen. Wer das Aufstiegs-
versprechen ernst meint, darf hier keine Abstriche machen, sondern muss das Deutschlernen 
als Kernaufgabe und oberste Priorität der Bildungspolitik verstehen. Alles andere bedeutet 
verpasste Chancen für die Kinder und ein Versagen der Landesregierung. 
 
Die Grundlagen für gelingende Bildungsbiografien werden bereits in der frühen Kindheit ge-
legt. Kindertageseinrichtungen kommt daher eine entscheidende Bedeutung zu. Dort muss 
vorrangig der Erwerb der deutschen Sprache sichergestellt werden, um allen Kindern einen 
gerechten Start in die Schule zu ermöglichen. Mehrsprachigkeit kann, wo sinnvoll 
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eingebunden, eine zusätzliche Bildungsressource sein – aber sie darf nicht den Kernauftrag 
der Sprachbildung in Deutsch verdrängen. 
 
Auch halten wir es für unrealistisch und nicht zielführend, die Mehrsprachigkeit, wie es der 
Antrag von CDU und GRÜNEN fordert, flächendeckend und strukturell als Querschnittsauf-
gabe im Schulsystem zu verankern. Derartige Forderungen blenden die Realität aus und ge-
fährden die Bildungsqualität. Nicht der Umweg über den guten Gebrauch der Erstsprache ver-
hilft den Schülerinnen und Schülern zum Erwerb der deutschen Sprache, sondern intensive 
Förderung gerade jener. Auch über die Grundschulzeit hinaus muss der Schwerpunkt auf der 
ständigen Verbesserung der Sprachkompetenz in Deutsch gelegt werden, um wichtige Grund-
lagen für eine vertiefte fachliche Ausdrucksweise in Ausbildung und Studium zu legen. Ebenso 
wenig unterstützen wir die Forderung nach der Stärkung der sprachlichen Vielfalt in der Lehr-
kräfteausbildung. Auch an dieser Stelle sollten alle Anstrengungen unternommen werden, um 
die deutschsprachige individuelle Förderung von Schülerinnen und Schülern zu ermöglichen.  
 
In dem Antrag fordern CDU und GRÜNE weiterhin, den „Unterricht an die Lebensrealitäten 
und aktuelle Bedarfe der Schülerinnen und Schüler und deren Familien weiter anzupassen”. 
Inhaltlich und didaktisch muss Unterricht sich immer weiterentwickeln und aktuelle sowie zu-
künftig notwendige Kompetenzen vermitteln. Das darf aber nicht dazu führen, die Sprache zu 
wechseln, weil ein Anteil der Kinder nicht ausreichend Deutsch spricht. Im Gegenteil: Es muss 
den Kindern ermöglicht werden, dem Unterricht zu folgen und sich daran gut zu beteiligen.  
 
Dennoch ist festzuhalten: Der herkunftssprachliche Unterricht bietet für Kinder mit starken Ba-
siskompetenzen eine wertvolle zusätzliche Förderung. Solche Angebote sollten gezielt als frei-
willige Ergänzungen auch weiterhin bestehen bleiben. 
 
Auch bei Sprachstandsdiagnosen ist es sinnvoll, die Kompetenzen in einer Herkunftssprache 
zu berücksichtigen. Sie geben Aufschluss über das grundlegende Sprachverständnis eines 
Kindes, auf dem gezielt aufgebaut werden kann. Entscheidend bleibt jedoch: Bei festgestellten 
mangelnden Deutschkenntnissen muss eine verpflichtende Förderung in deutscher Sprache 
greifen.  
 
Die FDP steht für einen pragmatischen Ansatz: Förderung von Mehrsprachigkeit, wo es päda-
gogisch sinnvoll und organisatorisch machbar ist – aber keine falschen Prioritäten. Wer heute 
neue Nebenwege eröffnet, während der Hauptweg – die Sicherung der Deutschkompetenz – 
blockiert bleibt, setzt den „Schulkompass“ auf Irrkurs! 
 
 
II.  Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest: 

• Der Erwerb der deutschen Sprache als Basis für Bildungsgerechtigkeit und Teilhabe hat 
höchste Priorität. 

• Wer die Priorität auf andere Themen verschiebt, verstellt Kindern den Weg zu echter 
Chancengerechtigkeit. 

• Alle Kinder müssen befähigt werden, ihre Fähigkeiten in deutscher Sprache zeigen zu 
können – nur so ist eine faire und vergleichbare Leistungsbewertung möglich. Eine Leis-
tungsüberprüfung in anderen Sprachen als Alternative ist abzulehnen. 

• Mehrsprachigkeit ist eine Ressource für die Bildungsbiografien jedes Einzelnen und in der 
Gesellschaft, darf aber nicht zu einer Überforderung des Schulsystems führen. 

• Herkunftssprachliche Angebote können als Ergänzung bestehen, dürfen aber den Regel-
unterricht nicht belasten. 
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Der Landtag beauftragt die Landesregierung, 

• sicherzustellen, dass der Erwerb der deutschen Sprache als Bildungs- und Teilhabespra-
che im Zentrum aller sprachfördernden Maßnahmen steht; 

• keine weiteren strukturellen Verpflichtungen zur Förderung der Mehrsprachigkeit im Re-
gelunterricht einzugehen, solange zentrale Herausforderungen – insbesondere im 
Deutschspracherwerb – nicht wirksam angegangen sind. 

• herkunftssprachliche Angebote als freiwillige, ergänzende Bildungsangebote außerhalb 
des Regelunterrichts weiterhin zu fördern, deren Teilnahme auf Zeugnissen sichtbar zu 
machen und wertzuschätzen; 

• eine stärkere Verzahnung mehrsprachiger Bildungsangebote mit Schul- und Ganztags-
strukturen zu fördern, wo es organisatorisch sinnvoll und personell machbar ist; 
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